






Angehörigen 
Info 98 


C 10190 D 
31. 7. 1992 

Herausgegeben von den Angehörigen 

der politischen Gefangenen in der BRD 







Aus dem Inhalt: 


= Redebeitrag von Monika Berberich auf der Demonstra- 


tion gegen den Weltwirtschaftsgipfelin München 
Erklärung der RAF vom 29. 6. 1992 an die Teil- 
nehmerInnen der Demonstration und des internationalen 


 Kongreßes gegen den WWG 
USA : Alan Berkman und Ramona Africa sind frei 
Hungerstreik in Chile beendet 





Für die sofortige Freilassung von Bernd Rößner! 
Freiheit für alle politischen Gefangenen! 
Kundgebung auf dem Marktplatz in Karlsruhe am 8. August um 13 Uhr 


Wir sind heute hier in Karlsruhe, weil sich hier der Sitz der 
Bundesanwaltschaft befindet. 
Bereits im Januar ’91 hat die Mutter von Bernd Rößner bei 
Bundespräsident von Weizsäcker einen Antrag auf Begnadi- 
gung gestellt. Die Bundesanwaltschaft verschleppt bewußt 
eine Entscheidung im Gnadenverfahren, indem sie die dafür 
erforderliche Stellungnahme nicht abgibt. Stattdessen be- 
treibt sie seit Jahren — und jetzt wieder verstärkt — Bernds 
Psychiatrisierung. Sie wollen ihn in einer geschlossenen An- 
stalt vergraben, weil an ihm für jede und jeden sichtbar wür- 
de: Das bundesdeutsche Isolationsprogramm ist Folter. 
Bernds Anwälte haben außerdem die Aussetzung der Haft 
wegen Haftunfähigkeit beantragt. Über den Antrag wird in 
diesen Wochen entschieden. Deshalb sind wir hier, um erneut 
Offentlichkeit und politischen Druck zu erzeugen. 


Im Januar stellte der ehem. Justizminister Kinkel die even- 
tuelle Freilassung einiger politischer Gefangener in Aussicht 
— seit 20 Jahren ein erstes Anzeichen dafür, daß der Staat von 
seiner offenen Vernichtungspolitik gegenüber den Gefange- 
nen (Sondergesetze, Sondergerichte, Sonderhaftbedingungen 
. . .) abzurücken scheint. 

Am 10.4.92 veröffentlichte die RAF eine Erklärung, in der 
sie die vorläufige Einstellung tödlicher Aktionen ankündigt, 
um eine Möglichkeit zur umfassenden Diskussion um die 
Neubestimmung linker Politik zu ermöglichen. Die RAF ver- 


Kritische Fragen 
des UN-Menschenrechtsausschußes 
zur Situation von Bernd Rößner 


Die Generalversammlung der UN verabschiedete am 
14.12.1990 die Resolution Nr.45/01 mit dem Titel 
„Grundprinzipien für die Behandlung von Gefangenen“. 
Darin heißt es unter Ziff. 7: „Es sollten Anstrengungen unter- 
nommen und ermutigt werden, die Einzelhaft als Strafe abzu- 
schaffen oder ihre Anwendung einzuschränken.“ Die Bun- 
desrepublik Deutschland stimmte dieser Resolution zu. Zur 
gleichen Zeit befand sich der Gefangene aus der RAF, Bernd 
Rößner, der seit dem 24.4. 1975 inhaftiert ist, seit ca. 14 Jah- 
ren in Einzelhaft. Bernd Rößner gehört zu den Gefangenen, 
die am längsten in der Welt in Einzelhaft gehalten werden. 

Der UN-Menschenrechtsausschuß stellte der Bundesregie- 
rung ım Jahre 1990 kritische Fragen zur Situation von Bernd 


bindet ihre Entscheidung mit der sofortigen Freilassung der 
haftunfähigen Gefangenen und derer, die am längsten einsit- 
zen, sowie einer Lösung für alle politischen Gefangenen in 
einem absehbaren Zeitraum. 

In den letzten Monaten fanden verstärkt Demonstrationen, 
Knastkundgebungen usw. statt, zuletzt eine Veranstaltung für 
die Freilassung aller politischen Gefangenen mit 700 Men- 
schen im Rahmen der Aktivitäten gegen den Weltwirtschafts- 
gipfel in München. 

Widerstand gegen die Folter an den politischen Gefangenen 
gibt es, seit es politische Gefangene gibt, seit nunmehr 20 Jah- 
ren. Am 15.5.92 wurde Günter Sonnenberg nach 15 Jahren 
Haft entlassen ; auch er war haftunfähig. Seine Freilassung ist 
ein Erfolg der vielen Menschen, die sich in den ganzen letzten 
Jahren mit dem Kampf der Gefangenen solidarisiert haben. 

Ob Kinkels Ankündigung heiße Luft bleibt, wird sich an der 
Freilassung von Bernd ablesen lassen. Die Gefangenen aus 
RAF und Widerstand haben deutlich gesagt, daß sie keine 
weiteren politisch / juristischen Schritte unternehmen wer- 
den, bis Bernd frei ist. Und viel wird davon abhängen, ob 
mehr Menschen sich für das Leben und die Freiheit von Bernd 
Rößner und allen politischen Gefangenen einsetzen ! 


Die sofortige und bedingungslose Freilassung von Bernd 
Rößner ist der nächste Schritt zur Freiheit für alle politi- 
schen Gefangenen! 


Rößner. Der Menschenrechtsausschuß hat die Aufgabe, die 
Einhaltung des UN-Paktes über bürgerliche und politische 
Rechte zu überwachen. Die Bundesrepublik Deutschland hat 
diesen Pakt ratifiziert. Der Pakt verpflichtet u.a. dazu, Ge- 
fangene menschenwürdig zu behandeln (Art. 10), und verbie- 
tet die Folter und die unmenschliche Behandlung von Gefan- 
genen (Art.7). Der Ausschuß, der aus 18 Menschenrechtsex- 
perten aus aller Welt besteht, empfängt alle 5 Jahre schriftli- 
che Berichte der Staaten, die den Pakt ratifiziert haben, Be- 
richte, in denen die Menschenrechtssituation in dem jeweili- 
gen Land darzustellen ist. Der Ausschuß prüft diesen Bericht, 
stellt kritische Fragen an eine Regierungsdelegation des be- 
troffenen Staates und richtet kritische Bemerkungen an die 
Delegation. Der (dritte) Bericht der Bundesrepublik Deutsch- 
land stand am 27. /28. 3. 1990 auf der Tagesordnung des Aus- 
schußes. 

Das aus Ekuador kommende Ausschußmitglied, Herr Pra- 


do Vallejo, fragte die bundesdeutsche Delegation, ob auf- 
grund „anti-terroristischer‘‘ Gesetze inhaftierte Gefangene 
für längere Zeit in Isolationshaft gehalten würden. Eine derar- 
tige Bestrafung könne psychologische Probleme schaffen. In 
einem Fall sei ein Gefangener monatelang daran gehindert 
worden, nach draußen zu gehen. Seines Wissens würden sol- 
che Gefangene oft daran gehindert, Kontakt mit anderen Ge- 
' fangenen aufzunehmen. Wenn sie erkrankten, würden sie 


daran gehindert, einen Arzt ihrer Wahl herbeizuziehen. Herr 


Prado Vallejo fragte, ob solche Dinge untersucht würden. 
Das schwedische Ausschußmitglied, Herr Wennergren, woll- 
te wissen, warum ‚Gefangene aus dem Bereich des Terroris- 
mus“ Keinen Kontakt zu anderen Gefangenen haben. Er frag- 
te auch nach Garantien für den Fall, daß ein Gefangener Zei- 
chen einer seelischen Erkrankung zeige, und wollte wissen, 
ob es schon einen Fall gegeben habe, in dem ein Gefangener 
in ein psychiatrisches Hospital habe eingeliefert werden müs- 
sen. 

Der damalige Ministerialdirigent im Bundesjustizministe- 
rium, Herr Stoecker, der zur bundesdeutschen Delegation 
gehörte, antwortete folgendes: Die Haftbedingungen hätten 
sich in den letzten beiden Jahren verbessert. Was „Gefangene 
mit psychiatrischen Problemen‘ angehe, so wolle er nicht auf 
einzelne Fälle zu sprechen kommen, weil dies erfordern wür- 
de, Namen zu enthüllen. Man habe jedoch eine neue Politik in 
bezug auf die Behandlung solcher Fälle eingeleitet. Die Pres- 
se könne die Räumlichkeiten einsehen, in denen Gefangene 
untergebracht seien. 

Die „Verbesserungen‘“ der Haftbedingungen, von denen 
Herr Stoecker sprach, waren minimale Zugeständnisse auf- 
grund des 10. Hungerstreiks der Gefangenen aus der RAf und 
dem anti-imperialistischen Widerstand und des damit verbun- 
denen öffentlichen Drucks auf die Bundesregierung und die 
Landesregierungen. Dies wurde von Herrn Stoecker aller- 
dings nicht erwähnt — ebensowenig wie die Tatsache, daß die 
Durchführung des Hungerstreiks als „terroristische Aktivi- 
tät‘ kriminalisiert worden war. 

Die „neue Politik“ in bezug auf „Gefangene mit psychia- 
trischen. Problemen“, von denen Herr Stoecker ebenfalls 
sprach, bestand in dem Versuch der Bundesanwaltschaft, 
Bernd Rößner in eine psychiatrische Anstalt einweisen zu las- 
sen. Dieses Problem kann jedoch nicht durch Einweisung in 
eine weitere geschlossene Institution, eine psychiatrische An- 
stalt, und auch nicht dadurch gelöst werden, daß Bernd Röß- 
ner als individuelier Krankheitsfall deklariert wird. Das Vor- 
haben der Bundesanwaltschaft scheiterte seinerzeit am Wi- 
derstand Bernd Rößners. Wenn Herr Stoecker erklärt, er wol- 
le keinen Namen enthüllen, so ist darauf hinzuweisen, daß die 
Bundesregierung und die Staatsschutzbehörden sonst keine 
Hemmungen haben, Namen und (tatsächliche oder angebli- 
che) Aufzeichnungen von Gefangenen zu „enthüllen‘“ und in 
die Öffentlichkeit zu lancieren, wenn es für ihre propagandi- 
stischen Zwecke als opportun erscheint. Der Vertreter der 
Bundesregierung wollte den Namen Bernd Rößners nur des- 
halb nicht „enthüllen‘“, weil dies dem konkreten „Fall“ 
Bernd Rößners internationale Aufmerksamkeit gesichert hät- 
te und die Bundesregierung unter internationalen Druck gera- 
ten wäre, Bernd Rößner wegen Haftunfähigkeit freizulassen. 

Verschiedene UN-Organe, die sich mit Menschenrechts- 
fragen befassen, haben bisher zahlreiche Berichte über Folter 
veröffentlicht. In nahezu allen Berichten wird übereinstim- 
mend die ‚langandauernde Isolation“, die zu „schweren psy- 
chischen und physischen Schäden‘ führt, als eine Methode 
der Folter bezeichnet. Die Behandlung Bernd Rößners durch 
die Bundesregierung und die Justiz fällt eindeutig unter den 
Begriff der „langandauernden Isolation“. Die Bundesregie- 
rung verstößt damit gegen das Verbot der Folter und der un- 
menschlichen Behandlung von Gefangenen, zu dessen Ein- 


haltung sie nach Art.7 des UN-Paktes über bürgerliche und 


politische Rechte verpflichtet ist. Die Bundesregierung und 
die Justiz sind verpflichtet, diese Menschenrechtsverleizung 
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| Spendenaufruf für die Verteidigung 


zu beenden. Sie müssen Bernd Rößner unverzüglich und ohne 


. Jede Bedingung freilassen. 


„UNO-Gruppe gegen die Isolationshaft in der BRD“ 
Hannover, 6:6. 1992 


(Die „UNO-Gruppe“ ist eine Arbeitsgruppe, die sich auf der völkerrechtli- 
chen Ebene gegen die Isolationshaft einsetzt und die mit Gefangenen, Ange- 
hörigen und Anwälten zusammenarbeitet.) 



























































im neuen Prozeß gegen Christian Klar 


| Am 7. September 1992 beginnt vor dem Oberlandesgericht 

Stuttgart der. zweite Prozeß gegen den Gefangenen aus:der | 
RAF Christian Klar. Der 2. Strafsenat hat ihn und Brigitte | 
Mohnhaupt bereits im Februar 1985 zu fünfeinhalbmal le- | 
benslänglich verurteilt, das Urteil ist rechtskräftig. Gegen- | 
stand des neuen Prozeßes, der für die Bundesanwaltschaft | 
aufgrund von Aussagen der Kronzeugen aus der DDR | 
möglich geworden ist, ist eine Geldbeschaffungsaktion der | 
RAF im Dezember 1979 in Zürich, in dessen Verlauf der ! 
Gefangene aus der RAF Rolf-Ciemens Wagner festgenom- | 
men und bereits zu lebenslanger Haft verurteilt worden ist. | 

Christian soll erneut zu lebenslang verurteilt werden. 

Nach einer späteren Entscheidung des Bundesverfas- i 
sungsgerichts sind alle entsprechenden Urteile gegen Ge- 
fangene aus der RAF aus den vergangenen Jahren dahinge- 
hend abgeändert worden, daß es nur noch ein einmaliges | 
Lebenslänglich gibt. Selbst nach dem Legalitätsprinzip | 
bräuchte die Bundesanwaltschaft dieses neue Verfahren | 
nicht durchzuführen. | 

Durch Beschluß des zuständigen Strafsenats des OLG | 
Stuttgart soll Christian darüber hinaus in seiner Verteidi- | 
gungsmöglichkeit eingeschränkt werden: Er hat es abge- 
lehnt, den zweiten Wahlverteidiger von Christian zu ver- | 
pflichten, wozu er aber grundsätzlich verpflichtet ist, wenn | 
es bei der möglichen Strafe um lebenlänglich geht. Wort- : 
laut der Begründung des Vorsitzenden: „Es handle sich ja | 
um einen kurzen Prozeß.“ 

Da Christians zweiter Wahlverteidiger aus Tübingen | 
kommt, konnte sich der Senat nicht auf seine bisherige 
eigene Rechtsfindung stützen, wonach die Verpflichtung | 
eines zweiten Wahlverteidigers dann entfällt, wenn er | 
nicht aus der Gegend des OLG Stuttgart kommt (so bei | 
Knut Folkerts im Sommer 1980, dessen zweiter Wahlver- | 
teidiger aus Hamburg kam). Im Widerspruch dazu hat der | 
Senatsvorsitzende aber bereits bis Ende Oktober 1992 ter- | 
miniert. 

Christian möchte aber, daß sein zweiter Wahlverteidiger | 
wenigstens an den ersten vier oder fünf Verhandlungstagen į 
seine Verteidigung in Stammheim wahrnehmen kann. Ein | 
staatlicher Sicherungsverteidiger erhält für einen Ver- | 
handlungstag in Stammheim entsprechend der Rechtsan- 
waltsgebührenordnung 750 DM, ohne seine weiteren Aus- 
jagen. Es müßten also wenigstens 5000 DM zusammen- 
kommen. 

Der Mitangeklagte Peter-Jürgen Boock, Angeklagter 
und Kronzeuge auch in diesem Verfahren in einer Person, 
hat selbstredend zwei Wahlverteidiger, darunter auch den 
Anwalt und freien Mitarbeiter Sternsdorf, Schaltstelle zum 
Nachrichtenmagazin DER SPIEGEL und nach eigenen 
Angaben Initiator des „zweiten Geständnisses des Peter- 
Jürgen Boock“ (vgl. DER SPIEGEL Nr. 21/1992). 
Spendenkonto: Postgiro Berlin West, BLZ 100100 10, 
Konto-Nr. 448630-102, ‚‚Prozeßspenden““. 


Redebeitrag von Monika Berberich, 
ehemalige Gefangene aus der RAF, 
auf der Münchner Demo gegen den WWG 


Als erstes möchte ich allen, die an dieser Demonstration teil- 
nehmen, und allen, die in diesen Tagen hier in München sind, 
um den Gipfel der Mächtigen den gemeinsamen Protest und 
Widerstand von unten entgegenzusetzen, von den politischen 
Gefangenen hier in der BRD — den Gefangenen aus der RAF 
und aus dem Widerstand — herzliche und solidarische Grüße 
überbringen. 


In Diskussionen mit Menschen aus den verschiedenen Solida- 
ritätsbewegungen habe ich ein paar Mal die Frage gehört, die 
vielleicht auch einige von Euch haben: Was haben die politi- 
schen Gefangenen in der BRD mit dem Gegenkongreß und 
der Kampagne ‚500 Jahre Kolonialismus — 500 Jahre Wider- 
stand‘ zutun? 

Die Antwort ist einfach: Der Kampf der Gefangenen war 
und ist Teil dieses Widerstands. Die Gefangenen haben vor 
ihrer Inhaftierung und im Gefängnis ihren Kampf immer auch 
im Zusammenhang der weltweiten Kämpfe gegen Imperialis- 
mus, Kolonialismus, Kapitalismus, Faschismus, Rassismus 
begriffen und geführt, als Ausdruck proletarischer und inter- 
nationalistischer Solidarität. Ihre politischen Inhalte und Zie- 
le waren und sind im Kern identisch mit den Inhalten und Zie- 
len der revolutionären Befreiungsbewegungen weltweit: eine 
wirtschaftliche, politische und soziale Gesellschaftsordnung, 
in der die Entfaltung der menschlichen Fähigkeiten für die In- 
teressen und Bedürfnisse der Menschen im Mittelpunkt steht 
und nicht mehr der Zwang zur Profitproduktion, in dem die 
Menschen vollständig zum Objekt gemacht, ihrer Würde be- 
raubt, ausgesaugt und weggeworfen werden, 


eine Geselischaftsordnung, in der all das, was Bedingung, 


und Folge der kapitalistischen Produktionsweise ist: Ausbeu- 
tung und Entfremdung der Menschen, Ausplünderung der na- 
türlichen Ressourcen der Erde bis zu ihrer Verwüstung, 
Krieg, Völkermord, die Verelendung ganzer Kontinente — 

in der all das Geschichte ist, begriffen als Irrweg in der Ent- 
wicklung der Menschheit — also eine kommunistische Ge- 
sellschaft. 


Von diesem Ziel sind wir noch weit entfernt. Und wir haben 
im Kampf darum in den letzten Jahren herbe Rückschläge ein- 
stecken müssen. Überall auf der Welt sind die revolutionären 
Befreiungsbewegungen an eine Grenze gestoßen, das soziali- 
stische Lager existiert nicht mehr. Das hat bei vielen Men- 
schen zu Mutlosigkeit, Resignation und Rückzug geführt. 
Wir sind weniger geworden. 


Aber zugleich ist überall bei denen, die weiterkämpfen, ein 
Bewußtsein darüber entstanden, daß es immer wichtiger und 
notwendiger wird, auf allen Ebenen und über alle Grenzen 
hinweg die Probleme des Befreiungskampfs gemeinsam zu 
diskutieren und anzugehen und sich zusammenzuschließen, 
ein Bewußtsein darüber, daß der Versuch, der Menschheit 
eine „neue Weltordnung‘“ von oben aufzudrücken, den ge- 
meinsamen weltweiten Widerstand von unten erfordert. 

Dieser Prozeß der Herausbildung einer neuen revolutionä- 
ren Internationale steckt noch ganz in den Anfängen — aber er 
hat angefangen! Der Gegenkongreß, diese Demonstration 
und die kommenden Aktionstage sind Teil davon. 


Und wie sehr die Mächtigen diese ersten bescheidenen Ansät- 
ze schon jetzt fürchten, zeigt sich an dem bürgerkriegsmäßi- 
gen Vorgehen der Polizei gegen die Vorbereitungen zu diesen 
Tagen, an der Verweigerung der Uni-Räume für den Kon- 
greß, der militärischen Besetzung dieser Stadt — und den 
ständigen Provokationen und Übergriffen der Polizei eben 
während unserer Demonstration. 


Wir brauchen den gemeinsamen Prozeß von unten, und wir 
brauchen dazu auch die politischen Gefangenen, nicht nur 
hier. Überall, wo es Kampf um Befreiung gibt und Menschen 
aus diesem Kampf in den Gefängnissen und Lagern sitzen, 
brauchen wir den Mut, die Entschlossenheit, die Erfahrungen 
dieser Gefangenen, brauchen wir sie draußen. In diesem win- 
zigen, isolierten, überwachten und kontrollierten Lebensaus- 
schnitt, der das Gefängnis ist, kämpfen die politischen Gefan- 
genen hier und überall um ihre Menschenwürde, gegen psy- 
chische und physische Folter, gegen Druck und Verlockun- 
gen, gegen die Abstumpfung durch das tägliche Vollzugs- 
einerlei. Unsere Genossinnen und Genossen im Gefängnis 
hier führen diesen Kampf seit vielen Jahren. Fast alle sind er- 
schöpft, einige schwer krank. Auch das ist ein Grund, wes- 
halb wir sie draußen haben wollen. l 

Und nicht zuletzt wollen wir die Freiheit der Gefangenen, 
weil ihr Kampf draußen legitim war. Ein System, das seine 
Entwicklung und seinen Reichtum der Jahrhundertelangen 
Versklavung von zig Millionen Afrikanern und anderen indi- 
genen Völkern, der Ausrottung eines Großteils der ursprüng- 
lichen Bevölkerung mehrerer Kontinente und der hemmungs- 
losen Ausplünderung von deren Reichtum verdankt, ein Sy- 
stem, das diese Barbarei dann noch als ‚Begegnung zweier 
Welten‘“ feiert, hat nicht das Recht, Menschen, die dagegen 
kämpfen, einzusperren. 


Wir wollen die Freiheit für die politischen Gefangenen aus 
den revolutionären Befreiungsbewegungen überall. Als er- 
stes wollen wir die sofortige Freilassung derjenigen, deren 
Leben bedroht ist, die schwer krank und haftunfähig sind oder 
die am längsten gefangen sind, und für alle anderen Gefange- 
nen hier ihre sofortige Zusammenlegung. 

Hier in der BRD sind es Bernd Rößner, Ali Jansen und Isa- 
bei Jacob, die haftunfähig sind. In den USA ist Mumia Abu- 
Jamal zum Tode verurteilt worden und von der Hinrichtung 
bedroht; Leonard Peltier ist seit über 16 Jahren in Haft für 
eine Tat, die er nicht begangen hat; er ist zum Symbol der 
Kampagne gegen 500 Jahre Kolonialismus geworden. Alan 
Berkman ist schwer krebskrank. In Spanien ist Manuel Her- 
nandez, der während des langen Hungerstreiks der Gefange- 
nen aus GRAPO und PCE(r) mehrere Herzanfälle erlitt, haft- 
unfähig, ebenso ein weiterer Genosse. Diese Gefangenen 
müssen sofort freigelassen werden. Diese Forderung bezie- 
hen wir auch auf die betroffenen Gefangenen aus dem Basken- 
land, in Irland, Italien, Frankreich, Belgien, der Türkei, Palä- 
stina und allen Ländern, wo Menschen aus revolutionären Be- 
freiungsbewegungen gefangengehalten werden. Wir fordern 
dazu auf, die schon laufenden Kampagnen zur Freilassung der 
Haftunfähigen und am längsten inhaftierten politischen Ge- 
fangenen überall zu unterstützen und daran mitzuarbeiten, die 
Freiheit aller revolutionären Gefangenen durchzusetzen! 


Bevor ich schließe, möchte ich noch an die unzählig vielen 
Menschen erinnern, die überall auf der Welt im Kampf um 
Befreiung gefallen sind. Steilvertretend für sie alle möchte ich 
jetzt die Namen unserer toten Genossinnen und Genossen aus 
der BRD verlesen. Sie waren uns am nächsten. Einige sind bei 
Unfällen ums Leben gekommen, die allermeisten wurden 
durch Vertreter des Staates gezielt getötet, draußen oder im 
Gefängnis. 

Wir werden sie nicht vergessen. 

Es sind 
Georg von Rauch 
Petra Schelm 
Thomas Weißbecker 
Holger Meins 
Ulrich Wessel 
Siegfried Hausner 
Philipp Sauber 
Katharina Hammerschmidt 
Ulrike Meinhof 
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Andreas Baader 
Gudrun Enßlin 
Jan Carl Raspe 
Ingrid Schubert 
Willy Peter Stoil 
Michael Knoll 
Elisabeth van Dyck 
Wolfgang Beer 
Juliane Plambeck 
Sigurd Debus 
Johannes Thimme 
Jürgen Pemöller 


Erklärung der RAF 


wir grüßen alle teilnehmerinnen und teilnehmer der de- 
monstration und des internationalen kongresses gegen den 
weltwirtschaftsgipfel in münchen 


. wir freuen uns, daß ihr zu dieser demonstration und dem kon- 
greß zusammenkommt, trotz der massiven versuche von stoi- 
bers b.truppen und der medienhetze, eure organisierung und 
vorbereitung niederzuknüppeln und zu zerschlagen. 

wir leben heute in einer zeit, in der wir alle mit den katastro- 
phalen folgen der globalisierung der herrschaft des kapitalisti- 
schen marktes konfrontiert sind. deshalb finden wir es wich- 
tig, daß alle, die weltweit auf der suche nach wegen sind, wie 
menschenwürdiges leben durchgesetzt werden kann, die dis- 
kussion international führen und über die grenzen und konti- 
nente hinweg organisieren. 

trotz der unterschiedlichen entwicklungen der kämpfe und 
der bedingungen ist es eine gemeinsame suche danach, wie 
wir gegen die weltbeherrschungspolitik der g7-staaten, die 
die macht des kapitalsystems über die menschen und die natur 
als endgültig zementieren will, für das leben der menschen 
dringende lösungen durchsetzen können. 


wir finden wichtig, daß ihr den 500-jahrfeiern der imperiali- 
stischen herrschafi mit diesem kongreß, der demonstration 
und den aktionstagen die andere seite entgegensetzt. nämlich 
die tatsache, daß auf unserer seite — auf der seite der unter- 
. drückten — die geschichte und das bewußtsein der kämpfe le- 
ben. den kampf für ein leben ohne herrschaft wird es so lange 
geben, solange dieses imperialistische system existiert, das 
den wert von menschenleben und natur nach ihrer verwert- 
barkeit für’s kapital bemißt — den kampf für die befreiung 
von den verinnerlichten werten des systems, gegen rassismus 
und sexistische unterdrückung wird es geben, bis überall wer- 
te und strukturen existieren, die von der würde aller men- 
schen ausgehen. | 

mit diesem kongreß habt ihr eine möglichkeit geschaffen, 
erfahrungen auszutauschen und voneinander zu lernen, zu 


gemeinsamen einschätzungen zu kommen und daraus die.er- _ 


arbeitung gemeinsamer strategien anfangen zukönnen. _ 

. in der heutigen situation sehen wir es als unbedingt wichtig 
an, sowohl was den kampf hier bei uns betrifft wie auch im in- 
ternationalen, daß es eine verständigung über gemeinsame 
konkrete ziele und forderungen geben muß. wir müssen vor- 
stellungen herausfinden, mit welchen schritten wir den herr- 
schenden die bestimmüng über mensch und natur entreißen 
können und — ob in münchen, rio, los angeles oder maputo, 


wicklung umzudrehen. 

ein aneignungsprozeß von unten wird in konkreten kan: 
fen und konkreten forderungen laufen, in denen wir den herr- 
schenden abringen, was menschen zum leben brauchen. das 


gen zerstörerische und sinnentleerte arbeit, gegen umweltver- 
nichtung, den gefangenenkämpfen, der organisierung von 
schutz für flüchtlinge und antifaschistische mobilisierung bis 
zu der forderung nach schuldenstreichung oder reparations- 


4 _ Angehörigen-Info98 x 31.7.92 


zahlungen der imperialistischen staaten an die kolonisierten 
völker reichen. 

wir hier in der brd haben eine große verantwortung für die- 
sen prozeß, denn wir haben es mit einem staat zu tun, dessen 
zerstörungspotential enorm ist. im inneren haben sie ein reak- 
tionäres klima geschaffen, das hier z. b. zur rassistischen mo- 
bilisierung — dem alltäglichen krieg gegen flüchtlinge — ge- 
führt hat. 

sie brauchen die reaktionäre stimmung, das örstarken des 
deutschen herrenmenschenbewußtseins als ventil für die sich 
verschärfende, elende lebenssituation von millionen men- 
schen hier, denn sie wollen freie hand für ihre großmachtpoli- 
tik: heute walzt die deutsche mark über den osten und, wenn 
wir das nicht verhindern, die bundeswehr morgen in die ganze 
welt. die brd hat heute schon neben japan die stärkste ökono- 
mie der erde. die machtgier des deutschen kapitale ist unge- 
brochen. 


wir wollen mit diesem brief die möglichkeit nutzen, beson- 
ders den genossInnen, die aus anderen ländern hierher ge- 
kommen sind, unseren schritt vom april ’92 — von unserer 
seite aus die eskalation zurückzunehmen — transparent zu 
machen. 


es ist ein schritt aus unserer speziellen situation in der brd. wir 
stellen damit nicht den bewaffneten befreiungskampf in ande- 
ren ländern in frage ; unsere tiefe solidarität gehört all denen, 
die aufder ganzen welt um befreiung kämpfen. 

es ist überall die sache der kämpfenden, aus ihren speziellen 
bedingungen und prozessen zu entscheiden, welche mittel und 
formen des kampfs zu welchen zeitpunkt gebraucht und ein- 
gesetzt werden. 


für euch sagen wir kurz was zu unserer geschichte. 

wir, die raf, sind anfang der 70er jahre in der phase der 
weltweiten aufbrüche für befreiung und der vietnam-mobili- 
sierung entstanden. _ 

unser aufbruch war aus einer zeit möglich, in der mit der 
68er-revolte auch hier viele menschen aufgebrochen waren; 
in diesem land, in dem es nach auschwitz keine gesellschaftli- 
che auseinandersetzung, mit der faschistischen vergangenheit 
gab und nazis in allen bereichen von staat und wirtschaft wie- 


. der eingesetzt wurden, wurden stattdessen Kommunisten und 
 antifaschisten verfolgt und die wiederaufrüstung gegen den 


widerstand vieler, die den tatsächlichen bruch mit der faschı- 
stischen vergangenheit wollten, durchgesetzt. gegen diese 
dumpfe und erstickende imperialistische realität ım nach- 
kriegsdeutschland versuchte eine ganze generation neue 
emanzipatorische und antikapitalistische werte in allen le- 
bensbereichen zu entwickeln, z.b. basisdemokratische struk- 
turen an schulen und universitäten, zusammenleben in kom- 
munen gegen den zwang der kleinfamilie, organisierung der 
frauen gegen ihre traditionelle rolle und gegen ihre unterdrük- 
kung in der gesellschaft und auch innerhalb der linken. 
während des vietnamkriegs war unser land wichtigste dreh- 


scheibe für den us-völkermord am vietnamesischen volk. 


wir haben uns dem weltweiten aufstand gegen den us-impe- 
rialismus angeschlossen. 
damals war die handlungsfreiheit des imperialismus gegen- 


| über den bewegungen der nationalen befreiung im süden 
‚ durch die existenz der sowjetunion begrenzt. 
ob in palästina oder kurdistan — die global-katastrophale ent- 


in diesem globalen kräfteverhältnis haben wir unseren 
kampf für umwälzung hier als teil der internationalen antiim- 
perialistischen befreiungsfront bestimmt. es war für uns un- 


‚mittelbare perspektive, im gleichzeitigen internationalen 
. kampf den durchbruch für befreiung zu schaffen. 
wird zum beispiel vom kampf um lebens- und wohnraum, ge- 


auch wenn das durchkommen der befreiungskämpfe seit 


‚ende der 70er jahre durch den imperialismus gestoppt werden 


konnte, war unsere politik bis über die mitte der 80er jahre 
hinaus zentral innerhalb dieser koordinaten bestimmt. wir ha- 
ben in den 80ern unsere kraft dafür eingesetzt, das imperiali- 


stische roll-back aufzuhalten, mit dem das rad der geschichte 
hinter die oktoberrevolution zurückgedreht werden sollte. 
wir wollten das kräfteverhältnis für unsere seite wieder auf- 
‚bauen. Pr 
in den verschiedenen phasen unseres 22 jährigen kampfs 
haben wir als metropolenguerilla gegen die imperialistischen 
weltbeherrschungspläne interveniert, gegen die us-politik, 
gegen die nato, gegen die formierung des westeuropäischen 
biocks und gegen die entwicklung großdeutschlands zur welt- 
macht und gegen die „neue weltordnung“. 
spätestens "89 lag mit der annexion der ddr durch die brd 
auf dem tisch, daß eine historische phase, die.mit der oktober- 
revolution ihren anfang nahm, mit großen schritten auf ihr 
ende zuging. 
doch wir haben es nicht geschafft, eine diskussion in gang 
zu setzen, die sich damit konfrontiert und gleichzeitig aus der 
geschichte der kämpfe — den stärken und schwächen — neue 
bestimmungen entwickelt. 
mit unseren aktionen wollten wir in dieser situation, in der 


sich hier in der gesellschaft die widersprüche immer mehr 


verschärft haben und es an verschiedenen fragen kämpfe gab, 
auf die wir uns bezogen haben, zu einem prozeß von diskus- 
sion um neue orientierungen und aufbau einer gegenmacht 
von unten beitragen. 

wir sind mit unseren aktionen auf eine grenze gestoßen. wir 
konnten damit nicht die prozesse, die wir für notwendig hal- 
ten, in bewegung setzen, noch konnten wir damit die ohn- 
macht vieler und die resignation vor der weltmacht des kapi- 
tals durchbrechen. 

gerade unsere letzte aktion, die gegen den treuhandchef 
rohwedder, hat das für uns deutlich gemacht. wir haben mit 
dieser aktion in einer völlig neuen gesellschaftlichen situation 
in diesem land — nach der annexion der ddr — interveniert. 
ihre unmittelbare bestimmung war es, der kapitalistischen 
walze, die gegen die menschen in der ex-ddr von hier aus los- 
rollte, auch unsere kraft entgegenzusetzen und eine verbin- 
dung zu den kämpfen dort herzustellen. 

heute wissen wir, daß dieser prozeß, aus zwei völlig unter- 
schiedlichen realitäten und erfahrungen heraus zu einem ge- 
meinsamen kampf zu kommen, intensive auseinandersetzun- 
gen und verstehen, voneinander lernen aus diesen unter- 
schiedlichen geschichten erfordert. das ist die voraussetzung 
für den aufbau einer gemeinsamen gegenmacht. 

natürlich gab es viele menschen, die sich über unsere aktio- 
nen gefreut haben — aber unsere angriffe haben kaum diskus- 
sionen und organisationsprozesse ausgelöst, und allein aus 
sich heraus können sie den verbrechen der herrschenden kei- 
ne wirksamen grenzen setzen. 


aus all dem brauchen wir era die zäsur für einen neuen auf- 
bruch. 


wir brauchen eine offene diskussion über neue grundlagen 
und orientierungen, in der es möglich wird, neue gedanken 
und vorstellungen für den umwälzungsprozeß zu entwickeln. 
zäsur bedeutet auch die aneignung der geschichte der kämpfe, 
die anstrengung, die fehler zu begreifen, um sie nicht zu wie- 
derholen und die positiven erfahrungen mitzunehmen. 


wir wissen, daß es genossInnen gibt, die unsere entscheidung 
vom april widersprüchlich finden, angesichts der zugespitz- 
ten situation insgesamt und des zu diesem zeitpunkt eskalie- 
. renden krieges gegen das kurdische volk, den der türkische 
staat mit deutschen waffen und deutschem geld führt. 

es ist keine frage, daß wir widerstand gegen die machtpoli- 


tik großdeutschlands nach innen und außen für wichtig halten, 


und der jetzt notwendige prozeß kann sicher nicht nur ein dis- 
kussionsprozeß sein. aber für uns steht fest, daß wir diesen 
prozeß heute mit bewaffneten aktionen nicht voranbringen. 


für einen neuen aufbruch brauchen wir eine gemeinsame, tief- 
greifende und grundiegende diskussion. 


angesichts der globalen umbrüche, die weltweit zur folge 
haben, daß die zahl der menschen ständig steigt, die das kapi- 
tal nicht mehr braucht und die in dessen logik keine existenz- 
berechtigung mehr haben oder die die erdrückende lebensrea- 
lität nicht mehr aushalten, ist doch klar, daß wir dementspre- 
chend ganz neue überlegungen für den umwälzungsprozeß 
anstellen müssen. 


für uns hier stellt sich die frage, wie eine gegenmacht von un- 
ten entstehen kann, die eine anziehungskraft für immer mehr 
menschen hat, die hier in großdeutschland an den rand ge- 
drängt werden und für alle, die die werte des kapitalismus und 
seine ideolgie ablehnen und nach einer neuen gesellschaftli- 
chen realität mit menschlichen kriterien suchen. 

die geschichte von jahrzehntelanger zurichtung der men- 
schen für’s kapital hat sie vom sozialen sinn ihres lebens und 
handelns entfremdet. daraus und aus dem fehlen von real 
spürbaren alternativen erklären wir uns, warum in den letzten 
jahren die gewalt gegeneinander, die abstumpfung gegenüber 
der brutalen realität hier, rassistische und sexistische gewalt 
stark zugenommen haben. 

ohne den aufbau von zusammenhängen unter den verschie- 
densten menschen, die gemeinsam die probleme, mit denen 
sie tagtäglich konfrontiert sind, in die hand nehmen und für 
konkrete lösungen kämpfen, ist die voraussetzung in dieser 
gesellschaft viel näher daran, daß zerstörerische bzw. selbst- 


.. zerstörerische entwicklungen immer stärker werden und die 
_faschistische mobilisierung sich ausweitet. 


das neue zu entwickeln, das soziale unter den menschen 
herauszukämpfen, ist eine frage an alle, die sich nicht der 
macht des geldes unterwerfen wollen. wir sehen darin die vor- 
aussetzung, daß wir hier den aufbau einer relevanten gesell- 
schaftlichen gegenmacht schaffen können. 

das zu schaffen ist aber auch unsere spezielie verantwor- 


tung gegenüber allen, die auf der ganzen welt für veränderun- 
3 gen kämpfen, und gegenüber allen unterdrückten völkern, 
. denn es ist eine entscheidende frage, ob großdeuischland für 
„seine weltmachtpolitik hier im innern den rücken frei hat oder. 


ob in dieser gesellschaft ein bewußtsein wächst, das von der 
solidarität der völker zueinander ausgeht und der herrschafts- 
politik grenzen setzt. 

wir müssen es schaffen, eine andere gesellschaftliche ent- 
wicklung in bewegung zu setzen, in der sich menschen finden, 
die es wieder als reale perspektive sehen können, daß das ka- 
pitalistische system und seine menschenverachtenden werte 
überwunden werden können. also eine bewegung, die auch 
heute schon neue inhalte, werte und konkrete veränderungen 
schafft — denn das sind keine ziele, die bis auf eine zeit „Augen 
der revolution“ verschoben werden können. 


wir haben mit dem brief vom 10. 4. eine ganze lange phase un- 
serer geschichte abgeschlossen. das ist unsere entscheidung, 
daß wir jetzt diesen prozeß von reflexion und neubestimmung 
für die entwicklung auf unserer seite wollen — das hat nichts 
mit dem staat zu tun. 


dieser staat hat es 22 jahre versucht, die raf und die gefange- 
nen aus der raf und aus den widerstandskämpfen mit allen mit- 
teln auszulöschen. 





i Wichtige Mitteilung an unsere 

T Abonneniinnen und Neubesteller/innen | 

$ Für den Vertrieb des Angehörigen-Infos haben Verlag und 

2 Verlagsort von GNN Köln nach GNN Schleswig-Hol- 

@ stein/Hamburg gewechselt. Dadurch haben sich auch 

# Kontonummer und Bank für die Abonnementszahlungen 

= geändert. Die neue Bankverbindung lautet: 

a GNN-Verlag, Hamburger Sparkasse, BLZ 200505 50, 
" Konto-Nr. 1330/110055. 
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damit sind sie gescheitert. und das ist unsere ausgangsposi- 
tion, mit der wir in die neue phase gehen. 


wenn der staat diesen prozeß niedermachen will, ist es eine 
frage an alle, wie wir unsere vorstellungen dann dagegen 
durchkämpfen — und wir werden uns da nicht aus der verant- 
wortung ziehen. 


wir haben gesagt, daß es für uns ein wesentlicher bestandteil 
in dem jetzt notwendigen aufbau-prozeß ist, die freiheit unse- 
rer gefangenen genossInnen zu erkämpfen. 

wenn wir jetzt davon reden, daß eine politische lösung in 
der auseinandersetzung für ihre freiheit durchgesetzt werden 
kann, ist dies ein ergebnis von jahrelangen kämpfen. 

dıe freiheit aller politischen gefangenen in einem absehba- 
ren zeitraum kann nur in einem kampfprozeß durchgesetzt 
werden. 


es muß die sache von allen sein, die ein ende der folter, die die 
freiheit der gefangenen wollen, in diesem kampf verantwor- 
tung und initiative zu übernehmen. 


wir wollen eine reale lebensperspektive für unsere gefange- 
nen genossinnen und für die gefangenen aus allen befreiungs- 
kämpfen; wir wollen sie für alle und mit allen, die eine 
menschliche lebensbestimmung für sich und alle unterdrück- 
ten und entrechteten überall auf dieser welt erkämpfen wol- 
len. 


29.22 
rote armee fraktion 


Besuchsverbot für Günter Sonnenberg 


Günter ist jetzt endlich draußen, aber ihm wird die Möglich- 
keit verwehrt, diejenigen seiner Genossen, mit denen er im 
Knast zusammen war, über Besuche wiederzusehen. Dieses 
Besuchsverbot gilt jedoch nicht nur für Bruchsal, sondern für 
alle Gefängnisse Baden-Württembergs. In einem Schreiben 
über die Ablehnung einer Dar bei Bernd 
Meyer in der JVA Bruchsal heißt es dazu u.a. 
„Zwischenzeitlich konnten Erkenntnisse gewonnen werden, 
die den Schluß zulassen, daß Besuche von Ihnen in der JVA 
Bruchsal über die bloße Kontaktaufnahme hinausgehenden 
Zwecken dienen sollen. Ich beziehe mich hierbei auf Ihren 
Redebeitrag anläßlich einer Demonstration in Bonn am 
20.6.1992, veröffentlicht im sogenannten ‚Angehörigen- 
Info Nr.96° vom 3.7.1992. Sie sprechen darin u.a. von 
einem ‚Vernichtungsprogramm des Staates während Ihrer In- 
haftierung‘, ferner davon, daß für Ihre Freilassung ‚jede poli- 
tische und militante Aktion wichtig gewesen sei‘. 

Diese Aussagen sind — nicht zuletzt in Verbindung mit an- 
deren bei der genannten Veranstaltung abgegebenen Erklä- 
rungen — geeignet, eine Gefahr im Sinne des $ 25 Nr. 2 
StVollzG zu begründen. Weniger einschneidende Maßnah- 
men zur Vermeidung dieser Gefahr waren nicht ersichtlich 
...1.V. (Müller) Staatsanwalt‘ 

(d. Red.) 


Versuchte Anwerbung durch die Hamburger Polizei 


Wir erhalten ab und zu aus verschiedenen Städten Informatio- 
nen über Anwerbeversuche der Polizei. In diesem Fall aber 
geht es u.a. um einen Genossen, der auch in der Redaktion 
des Angehörigen Infos mitarbeitet. Am 27.7. wurde Wolf- 
gang Lettow von einem Herrn zwecks Kooperation angespro- 
chen, der sich als Mitarbeiter der Hamburger Innenbehörde 
ausgab. Als er ernergisch ablehnte, wurde er von diesem ver- 
bal bedroht: ‚„‚Das wird dir nochmal leid tun“ Gleich am fol- 
genden Tag wurde Wolfgang von demselben Herrn noch ein- 
mal angesprochen: „Hallo Wolfgang, hast Du Dir das noch- 
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mal durch den Kopf gehen lassen?“ — „Hau ab!“ 

_ Wolfgang arbeitet u.a. auch in der Solidaritätsgruppe zu 
Ralf Gauger und Knud Andresen mit. Damit ist dies bereits 
innerhalb von 14 Tagen der zweite Versuch, ein Mitglied aus 
dieser Soligruppe als Spitzel zu werben. Genaueres zu den 
Vorfällen steht im Flugblatt ‚Fight Back“ Prozeßinfo Nr. 5 
vom 24.7.92. Es enthält auch eine Einschätzung des bisheri- 
gen Prozeßverlaufs. Zu beziehen ist es über die Solidaritäts- 
gruppe. (d. Red.) 


Spendenaufruf 


Am 14.4.1992 wurde Demba Diop, Mitglied der mauretani- 
schen FLAM (Forces de libération africaines de la maureta- 
nie), aus der JVA Rheinbach entlassen (siehe Angehörigen In- 
fo Nr. 90; 10.4.92). Nach seiner Entlassung ist er weiterhin 
von Abschiebung nach Mauretanien bedroht, was seine Hin- 
richtung bedeuten würde. Das Kölner Verwaltungsgericht 
hatte entschieden, daß Demba Diop bis zum Abschluß seines 
Asylverfahrens in der BRD bleiben darf. Demgegenüber steht 
eine davon getrennte Ausweisungsverfügung aufgrund der 
abgesessenen Haftstrafe. Hierüber wird das Oberverwal- 
tungsgericht in Münster entscheiden. Bis zur Entscheidung 
werden kurzfristige Duldungen ausgestellt, d.h.: 382 DM 
Sozialhilfe, Zuweisung in eine Sammelunterkunft, praktisch 
keine Möglichkeit, eine Arbeit zu finden, unsicherer Aufent- 
haltsstatus etc. Hinzu kommt eine dreijährige ‚„‚Führungsauf- 
sicht‘‘, die ihn jederzeit wieder in den Knast bringen kann. 

Demba Diop braucht dringend eine Wohnung und finan- 
zielle Unterstützung, um die langen Jahre der Haft-aufzuar- 
beiten und um seine politischen Kontakte wieder aufnehmen 
zu können. Im Knast hatten sich intensive Briefwechsel mit 
GenossInnen in den USA, Frankreich und der BRD entwik- 
kelt. Seine jetzige Situation erlaubt es ihm nicht, diese Kon- 
takte aufrecht zu erhalten und auszubauen. 

Schickt Briefe an das OVG Münster mit der Aufforderung _ 
nach Aufhebung der Ausweisungsverfügung. 
Spendet Geld: Konto K.Leukefeld, Postgiroamt Köln (BLZ 
370 10050), Kto-Nr. : 3968-506, Stichwort : Demba Diop. 
Kontaktadresse: Demba Diop, c/o Unterstützungskomitee 
Demba Diop, Infoladen Bonn, Wolfstr. 10/ Hinterhaus, 5300 
Bonn. 


USA: Alan Berkman und Ramona Africa sind frei! 


Am 10. Juli wurde Alan Berkman nach 7 Jahren Knast auf 2/3 
entlassen. Die restlichen 5 Jahre seiner Strafe wurden auf 
Bewährung ausgesetzt. Alan geht es gut! Und wir freuen uns, 
daß er endlich draußen ist und der Staat sein mörderisches 
Ziel, ihn im Knast sterben zu lassen, nicht durchsetzen konnte 
(Alan Berkman ist an Krebs erkrankt.). Daß Alan jetzt drau- 
Ben ist, ist auch ein Erfolg der breiten US-weiten und interna- 
tionalen Mobilisierung und Solidarität! 

Am 9. Juli wurde Tim Blunk aus dem Hochsicherheitsknast 
in Lewisburg, wo er seit Februar 1992 zusammen mit drei 
puertoricanischen Kriegsgefangenen und einem Gefangenen 
aus der BLA (Black Liberation Army), Kojo, im Normalvoll- 
zug gefangengehalten wurde, völlig willkürlich und überra- 
schend in den Isoknast Marion in Illinois zurückverlegt. Die 
Gefangenen in Lewisburg hatten mit einem eintägigen Ar- 
beits- und Sitzstreik gegen die totale Überfüllung und die 
schlechten Bedingungen in Lewisburg protestiert. Tim, Kojo 
und einige andere Gefangene wurden als ‚‚Rädelsführer‘‘ aus 
Lewisburg nach Marion gebracht. Seit seiner Zurückverle- 
gung sitzt Tim dort in Totalisolation — im Moment auch ohne 
Kontakt zu seiner Anwältin und seiner Familie. Die Genos- 
sInnen in den USA bitten darum, ihm Postkarten zu schrei- 
ben, bis sie sich etwas anderes überlegt haben. 

Tim Blunk, 09429-050 USP Marion, P. O. Box 1000, Ma- 
rion, IL 625959. 

Nach einem Knastaufstand in Leavenworth am 13. Juli soll- 


te Leonard Peltier — auch unter der Anschuldigung ‚‚Rädels- 
führer“ — in einen Knast nach Texas verlegt werden. Das 
konnte aber aufgrund einer kurzfristigen Mobilisierung ver- 
hindert werden... 

Am 17. September wird der Richter des Berufungsgerichts 
in New York die Entscheidung über den Antrag der Staatsan- 
waltschaft, Dhoruba bin Wahads Freispruch und Entlassung 
aus dem Knast im April 1990 wieder aufzuheben, bei einem 
mündlichen Termin vor Gericht bekannt geben. Dhoruba 
konnte im übrigen nicht am Gegenkongreß in München teil- 
nehmen, weil die US-Regierung seinen Reisepaß eingezogen 
hat und ihm für München kein Paß ausgehändigt wurde, weil 
der zuständige Richter im Urlaub war ... Die Unterschrif- 
tenlisten für Dhoruba sollten jetzt so schnell wie möglich an 
die USA-AG, c/o Infoladen Wiesbaden, Werderstr. 8, 6200 
. Wiesbaden geschickt werden. | 
‚Am 13.Æai 1992 ist Ramona Africa, die einzige erwachse- 
. ne Überlebende des Bombenangriffs der US-Polizei auf das 
MOVE-Haus am 13. Mai 1985, aus dem Knast entlassen wor- 
den. Ramona wurde nach dem Bombenangriff, bei dem 11 
Menschen getötet wurden, wegen „Aufwiegelung und Aufruf 
zum Widerstand“ zu 7 Jahren Knast verurteilt. Diese 7 Jahre 
hat sie bis auf den letzten Tag abgesessen, weil sie sich wei- 
gerte, sich von MOVE zu distanzieren und abzuschwören. 


Chile: Aktuelle Informationen zum Hungerstreik 
der politischen Gefangenen Belinda Zubicueta 


Liebe GenossInnen, 

wir haben Eure Anfrage erhalten und freuen uns, daß Ihr kon- 
tinuierliches Interesse am Kampf der politischen Gefangenen 
in Chile habt. Zum Hungerstreik von Belinda und Jorge Ma- 
rín ist nun folgendes zu sagen: Sehr verspätet hat uns die 
Nachricht erreicht, daß sie am 10.Juni 1992 um 15 Uhr den 
Hungerstreik nach 21 Tagen beendet haben, da ihnen be- 
stimmte -Versprechungen gegeben- wurden .-So ist beispiels- 
weise (ihrer Abbrucherklärung zum Hungerstreik zufolge) 
ein Abgeordneter des Parlaments, Jaime Naranjo, Präsident 
der Menschenrechtskommission des Parlamentes, an den Prä- 
sidenten des Kriegsgerichtes herangetreten ; der Minister Al- 
fredo Pfeiffer verpflichtete sich, an die Militärgerichte heran- 
zutreten, um das Hinauszögern und die Zusage zur Beschleu- 
nigung der Prozesse schriftlich einzufordern. Ferner hat der 
von der Regierung her für die Beziehung zu den politischen 
Gefangenen verantwortliche Anwalt Rodrigo Gonzalez seine 
Absicht erklärt, sich für die schnellstmögliche Lösung ihrer 
Fälle einzusetzen. Weiter lautet es in der Abbruch-Erklä- 
rung: 

„4. Wir vertrauen darauf, daß diese Bestrebungen dazu bei- 
tragen, unseren Prozeß zu beschleunigen, damit wir so die 
angestrebte Freiheit erreichen. | | 

5. Wir drücken allen unseren Dank aus, die sich mit unse- 
rem gerechten Kampf für die Freiheit jener solidarisiert ha- 
ben, die nach zwei Jahren Regierungszeit der concertaciön 
immer noch eingeknastet sind. 

Wir bekräftigen unsere Entscheidung, weiterzukämpfen, 
bis wir unser Ziel erreicht haben, wofür wir eine permanente 
Mobilisierung aufrechterhalten, um zu fordern, daß die Ver- 
pflichtungen erfüllt werden. 

Für die Freiheit aller politischen Gefangenen 
Belinda Zubicueta und Jorge Marin, politische Gefangene, 
10. Juni 1992“ | 


Mit solidarischen Grüßen 
Mapuce-Informationszentrum e. V., Freiburg 


Termine 


Bochum. 1.8., 12 Uhr, Ruhrstadion, Internationales Kurdi- 
stan-Festival. Eintrittskarte: 20 DM. 
Karlsruhe. 8.8., 13 Uhr, Marktplatz, Kundgebung: Für 


die sofortige Freilassung von Bernd Rößner! Freiheit für 
alle politischen Gefangenen! Er 

Kassel. 8. und 9.8., 12 Uhr, Gesamthochschule, Bundeswei- 
tes Nachbereitungstreffen Linksradikaler Gruppen zur Mobi- 
lisierung gegen den WWG. Anreise (Vokü, Schlafplätze): 
Freitag, 7. 8., ab 20 Uhr, „‚Bazille‘‘, Sickingenstr. 10. 
Diavortrag und Lesung — 500 Jahre Knast, Repression und 
Widerstand in Europa und Amerika 

Tübingen. 21. 8., 19 Uhr, Infobüro, Neckarhalde 6 

Freiburg. 22. 8. 

Die Veranstaltung soll in weiteren Städten der BRD abgehal- 
ten werden. Wer Interesse daran hat, genaue Termine und Or- 
te zu erfahren, wende sich bitte an: Infoladen Bonn c/o 500- 
Jahr-Veranstaltung, Wolfstr. 10 Hh, 5300 Bonn 1, oder 
Buchladen Le sabot, Tel. : (0228) 695193. | 


Anzeigen 


Intervention der BRD in den jugoslawischen Bürgerkrieg. 
Die Broschüre setzt sich mit den Zielen der Intervention, der 
Kontinuität der Balkanpolitik des deutschen Imperialismus, 
der aktuellen Situation auseinander. Sie erscheint Mitte Juli 
und kostet zwischen. 5 und 7 DM. Bestellungen ab sofort an: 
GNN, Postfach 260226, 5000 Köln 1. I 


„Der Sprung ist ein langwieriger und harter Prozeß“ 
(G. Lukács) Texte von Gefangenen aus RAF und Widerstand 
1988 - 1992. Diese Texte in der 88 seitigen Broschüre spiegeln 
ein Stück ihrer Diskussion wider zu den Umbrüchen seit Mitte 
der 80er Jahre, versuchen eine Auseinandersetzung mit der 
Geschichte der RAF und wollen einen Beitrag leisten zur 
Neuorientierung und Neukonstituierung einer revolutionären 
Linken in der BRD. Die Broschüre kann für 10 DM (plus -Por- 
to) bestellt werden bei: GNN-Verlagsgesellschaft, Postfach 


260226, Zülpicher Str. 7,5000 Köln 1. 


Wunsiedel: Kristallisationspunkt der gesamten faschisti- 
schen Bewegung. Antifaschistischer Widerstand — Eine 
Dokumentation erstellt von AntifaschistInnen für die Mobi- 
lisierung zum 15. August nach Wunsiedel. 64 Seiten für 5 DM 
plus 2 DM Porto; Infoläden und WiederverkäuferInnen ab 10 
Stück 4 DM und einmalig 2 DM Porto. Geld im voraus (keine 
Schecks) an: Wunsiedel Broschüre, Schweffelstr. 6, 2300 
Kiel, Fax: (0431) 577056 c/o Wunsiedel Broschüre. 


Die Rote Hilfe 3/92 Themen: Antifaschist zu lebenslanger 
Haft verurteilt, Staatsschutzniederlage im Iren-Prozeß ; Gün- 
ter Sonnenberg nach 15 Jahren raus aus dem Knast: Mün- 
chen, Mannheim, Sevilla: Eurocops drehen ab; „Finaler 
Rettungsschuß“ in Tübingen, Ergebnisse der Bundesmitglie- 
derversammlung der Roten Hilfe ... 

Die Rote Hilfe-Zeitung gibt es für 2 DM in vielen Buch- 
und Infoläden oder gegen 3 DM in Briefmarken bei : Rote Hil- 
fe e. V., Postfach 6444, 2300 Kiel 14. Das Abonnement ko- 
stet 15 DM für 4 Ausgaben. 


Totgesagte leben länger ... Materialien zur Sicherungs- 
verwahrung mit einem Erfahrungsbericht des Gefangenen 
Claus Goldenbaum erschienen im Kamalatta-Verlag Kiel. 
1i2 Seiten AS, Preis 12 DM, ab 5 Expl. 30 %. Bestellungen 
an: Rote Hilfe Literaturvertrieb, Postfach 6444, 2300 Kiel 
14. ji 


„Wer die Interessen der Bundesrepublik gefährdet ... 
Das AusländerInnen-Gesetz Aus dem Inhalt: Das neue Aus- 
länderInnengesetz: Aufenthaltsstatus, Ausweisungsiatbe- 
stände, Verbot der politischen Betätigung ; das Ausländerzen- 
tralregister ; Ausländerrecht im Kapitalismus, 36 Seiten AA, 
Einzelpreis 3 DM, ab 5 Expl. 25%. Bestellungen an: Rote 
Hilfe Literaturvertrieb, Postfach 64.44, 2300 Kiel 14.. : 
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Anti-WWG-Info — Wandzeitung gegen den Weltwirt- 
schaftsgipfel Gegen die HERRschende Weltordnung — 500 
Jahre Kolonialismus und Ausbeutung sind zuviel. Diese Bro- 
- schüre enthält u.a. viele schöne Fotos von den Demonstratio- 
nen in München. Für 5 DM ist sie zu beziehen bei: Doku- 
Gruppe, c/o Stadtratte, Postfach 22 11 14, 8000 München 22. 


Euskadi Information Nr. 19, Juli/ August /September 
1992 Aus dem Inhalt: Die neueste Verhaftungswelle im Bas- 
kenland; Krise in der katalanischen Befreiungsbewegung ; In- 
terview mit katalanischen politischen Gefangenen; Diskus- 
sion bewaffneter Kampf — zwei Beiträge; Serie: Die BaskIn- 
nen — Aus der Geschichte eines „‚geschichtslosen Volkes‘; 
Baskische Deportierte auf Kuba; Dossier Baskische Litera- 
tur. 

Die dreimonatlich erscheinende Euskadi Information ist im 
Abo für mindestens 30 DM/Fr. pro Jahr erhältlich; Unter- 
stützungsabo mindestens 50 DM/Fr. Bestellungen an: Euska- 
di Information, Postfach 7323, CH-8023 Zürich. 


Assata Shakur — Ein Interview in Havanna / Cuba, heraus- 
gegeben von den TeilnehmerInnen der Brigade José Marti, 
über die Situation auf Cuba, Frauen auf Cuba, Rassismus, 
Drogen und die USA. 16 Seiten für 6 DM, zu beziehen über: 
Agipa-Press Bremen/ Verlag Jürgen Heiser, Eichenberger- 
str. 9, 2800 Bremen 1. 


International Breakout Prison News Bulletin Nullnummer 
Juli ’92. Diese (deutschsprachige) Zeitung wird aus Berichten 
aus verschiedenen Ländern über Gefängnis und Gefangene 
zusammengestellt. Preis 1 DM, zu beziehen über : Internatio- 
nal Breakout, c/o Papiertiger, Cuvrystr. 25, 1000 Berlin 36, 


Clockwork 129a — Doppelnummer 29/30 ist soeben er- 
schienen Aus dem Inhalt: „Vorschläge für unsere Arbeit“ — 
Gespräch zwischen Gisela Dutzi und Mathias Meyers‘, alle 
Beiträge und Grußadressen der Bronner Demo vom 20.6.92 
„Freiheit für alle politischen Gefangenen‘“. Zu bestellen bei: 
clockwork 129a, Leibnizstr. 24, 6500 Mainz. Bitte 3 DM in 
Briefmarken beilegen. 


Die Nr.2 des Zeitungsprojekts „Front“ ist erschienen mit 
Texten zur Situation und Perspektiven revolutionärer Politik 
in Westeuropa — in französischer Sprache: Texte der Gefan- 
genen aus Action Directe, zum Prozeß gegen GenossInnen 
von den Roten Brigaden in Paris, zur Mobilisierung gegen 
den Golfkrieg ... Bestell- und Aboadresse: Infobüro, Am 
Landwehrplatz 2, 6600 Saarbrücken. 


Prozeßtermine 


Prozeß gegen Ralfund Knud 
Die Sommerpause ist vorbei. Die nächsten Termine im Pro- 
zeß gegen Ralf Gauger und Knud Andresen vor dem Landge- 


richt in Itzehoe finden statt am 3.8, 6.8., 10.8., jeweils um 
9.30 Uhr. Dann geht es weiter jeden Montag und Donnerstag, 
ebenfalls jeweils um 9.30 Uhr. Treffpunkt in Hamburg ist um 
8 Uhr an der Sternschanze (Autos mitbringen !). - 

Postadresse der Solidaritätsgruppe Ralf und Knud: c/o 
Schwarzmarkt, Paulinenstr. 15, 2000 Hamburg 36. Telefon 
und Büro gibt es erst wieder bei der Neueröffnung des 
Schwarzmarktes im Kleinen Schäferkamp 46. 


Angehörige Kinder malen für politische Gefangene 


Auf 16 farbigen Postkarten haben sich sieben angehörige Kin- 
der verschiedenen Alters ihre Knasterfahrungen von der See- 
le gemalt oder einfach den Gefangenen eine Freude machen 
wollen. | 

Bunte Kartenserie — 16 Stück 18 DM plus 2 DM Porto. Bei 
Sammelbestellung über 3 Serien und mehr — Porto 4 DM. 
Bitte Vorauskasse bar oder Scheck an: Angehörige der politi- 
schen Gefangenen, Postlagerkarte 050205, 6230 Frankfurt / 
Main 80. | 


Berichtigung zum letzten Info 


Im letzten Angehörigen Info haben wir einen Beitrag von Ali 
Jansen, Bernhard Rosenkötter und Michael Dietiker, Gefan- 
gene aus dem Widerstand, veröffentlicht. Darin fehlte jedoch 
eine Passage, die wir hier nachreichen wollen. Um deutlich 
zu machen, wo die fehlenden Sätze stehen müssen, stellen wir 
sie nachfolgend in den ganzen betreffenden Absatz. (d. Red.) 
Die Haltung, die in dem Zitat von Holger zum Ausdruck 
kommt, hat in späteren Jahren vor dem Hintergrund der 
wachsenden Repression und der bis Anfang der 80er Jahre 
wachsenden Isolierung der revolutionären Linken eine Be- 
deutungsverschiebung erfahren. In demselben Brief von Hol- 
ger heißt es an einer anderen Stelle: 

„kämpfend gegen die schweine als mensch für die befrei- 
ung des menschen: revolutionär, im kampf — bei aller liebe 
zum leben: den tod verachtend. das ist für mich: dem volke 
dienen —raf“ 


Für viele klingen diese vor mehr als 15 Jahren geschriebenen 
Sätze vielleicht anachronistisch, wie aus einer anderen Welt. 
Gerade deshalb beziehen wir uns darauf, denn an diesem 
Kontrast läßt sich eine Entwicklung erkennen, mit der wir uns 
heute selbstkritisch auseinandersetzen müssen. 


Das Plakat „Freiheit für alle 

politischen Gefangenen“ ist wieder erhältlich 

Es kann bezogen werden über die Redaktionsanschrift (siehe 
Impressum). Bis 5 Stück kostet es je 2 DM, ab 5 bis 10 Stück 


1.50 DM und ab 10 Stück je 1 DM, alles zuzüglich Portoko- 
sten. 


Herausgeber: Angehörige und FreundInnen der politischen Gefangenen in der BRD, Postlagerkarte 050205, 6230 Frankfurt/M. 80. Er- 
i scheint vierzehntäglich bei GNN Gesellschaft für Nachrichtenerfassung und Nachrichtenverbreitung in Schleswig-Holstein/ Hamburg 
m.b.H., Güntherstr. 6a, 2000 Hamburg 76. V.i.S.d.P.: Wolfgang Lettow. — Redaktionsanschrift und Bestellungen: GNN-Verlag, ` 
; Güntherstr. 6a, 2000 Hamburg 76, Tel.: (040) 2204278, Fax: (040) 22974 9. Einzelpreis: 1,20 DM. Ein Halbjahresabonnement kostet 
| 28,60 DM, ein Halbjahresförderabonnement 39 DM, Buchläden, Infoläden und sonstige Weiterverkäufer erhalten bei einer Bestellung ab 3 
| Stück 30 % Rabatt, ab 50 Stück das Heft zu 0,75 DM, jeweils plus Versandkosten. Bei Bestellungen bitte Einzugsvollmacht beifügen oder 
| Überweisung auf das folgende Verlagskonto: Hamburger Sparkasse, BLZ 20050550, Konto-Nr. 1330/10055. — Druck: Eigendruck im 
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Eigentumsvorbehalt: Nach diesem Eigentumsvorbehalt ist das Angehörigen-Info so lange Eigentum des Absenders, bis es dem Gefangenen 
ı ausgehändigt wird. „Zur-Habe-Nahme‘“ ist keine Aushändigung im Sinne des Vorbehalts. Wird das Info dem Gefangenen nicht persönlich aus- 
| gehändigt, ist es dem Absender mit dem Grund der Nichtaushändigung zurückzuschicken, 
| Spendenkonto der Angehörigen: O. Becker, Postgiro Berlin West, BLZ 100 100 10, Kt.-Nr. 4486 30-102. 
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